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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Tobias Gotthardt, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert 
Faltermeier, Hans Friedl, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer 
Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER), 

Dr. Franz Rieger, Alexander König, Alex Dorow, Dr. Martin Huber, Alfred Sauter, 
Walter Taubeneder CSU 

Drs. 18/13772, 18/14772 

Die besondere Rolle der Regionalparlamente bei der Konferenz zur Zukunft  
Europas berücksichtigen 

Der Landtag nimmt die folgende Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der 
deutschen und österreichischen Landesparlamente und des Südtiroler Landtags unter 
Beteiligung der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens anlässlich ihrer Europa-
Konferenz am 1. Februar 2021 zur Kenntnis, in der diese ihre Forderungen hinsichtlich 
der Gestaltung der Konferenz zur Zukunft Europas niedergelegt und um eine enge Ein-
beziehung der Regionalparlamente mit Gesetzgebungsbefugnissen in die Konferenz 
zur Zukunft Europas gebeten haben: 

„1. Die Präsidentinnen und Präsidenten begrüßen die gemeinsam von der Europäi-
schen Kommission, dem Europäischen Parlament und dem Rat beschlossene Kon-
ferenz zur Zukunft Europas und halten eine Fortentwicklung der Europäischen Union 
auch angesichts der Corona-Pandemie und der wachsenden weiteren globalen Her-
ausforderungen sowie der anhaltenden Probleme und Vorbehalte innerhalb der EU 
und in einzelnen Mitgliedstaaten für wichtiger denn je. 

2. Die Präsidentinnen und Präsidenten sehen es als ihren Auftrag an, sich engagiert an 
der zukünftigen Ausrichtung der Europäischen Union im Rahmen ihrer Integrations-
verantwortung zu beteiligen. Mit ihrer Erklärung wollen die Präsidentinnen und Prä-
sidenten dazu beitragen, die Europäische Union von innen heraus mit neuem Leben 
und neuer Legitimität zu versehen. 

3. Aus ihrer zentralen Rolle im Mehrebenensystem der Europäischen Union heraus 
übernehmen Regionalparlamente als Gesetzgeber und als Vermittler europäischer 
Politik für die Bürgerinnen und Bürger in den Regionen auch Verantwortung zur er-
folgreichen Umsetzung dieses Prozesses. Sie betonen daher ihren Mitgestaltungs-
anspruch und werden dabei auch die zukünftige Entwicklung solidarisch begleiten. 
Die Präsidentinnen und Präsidenten begrüßen ausdrücklich die vorgesehene inten-
sive Einbindung der Bürgerinnen und Bürger im Rahmen der Konferenz in Form von 
Bürger- und Jugendforen, da eine thematische und institutionelle Fortentwicklung der 
Europäischen Union nur erfolgreich sein kann, wenn sie den Willen der Bürgerinnen 
und Bürger der Union widerspiegelt. 
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4. Nach Auffassung der Präsidentinnen und Präsidenten sollte in der Konferenz geklärt 
werden, in welchen Politikbereichen ein Handeln der Europäischen Union erforder-
lich ist und welche Kompetenzbereiche besser auf Ebene der Nationalstaaten, der 
Regionen und der Kommunen behandelt werden können. Die Europäische Union der 
Zukunft muss sich dabei auf Bereiche fokussieren, bei denen im Sinne des Subsidi-
aritätsprinzips auf europäischer Ebene ein substantieller Mehrwert gegenüber natio-
nalen, regionalen oder kommunalen Regelungen besteht. Genereller Ausgangspunkt 
muss die rechtliche Kompetenzverteilung zwischen der Europäischen Union und ih-
ren Mitgliedstaaten sein, wie sie durch die nationalen Verfassungen und die EU-Ver-
träge festgelegt und durch das Subsidiaritätsprinzip geschützt ist. Dazu gehört ins-
besondere die Budgethoheit der Gebietskörperschaften. Die Verfassungsidentität 
der Mitgliedstaaten einschließlich ihrer föderalen Kompetenzverteilung ist unbedingt 
zu wahren. 

5. Die europäischen Grundfreiheiten, insbesondere die Personenfreizügigkeit, sollten 
nur soweit unbedingt notwendig eingeschränkt werden. Offene Binnengrenzen bilden 
einen essentiellen Mehrwert für die Bürgerinnen und Bürger der Union, gerade in den 
Grenzregionen. 

6. Die institutionellen Rechte der Regionalparlamente können im Rahmen der Konfe-
renz zur Zukunft Europas und darüber hinaus wie folgt gestärkt werden: 

─ Intensivierung und Weiterentwicklung des begonnenen Dialogs mit der Europä-
ischen Kommission auch im Rahmen der Konferenz zur Zukunft Europas unter 
anderem durch die Einrichtung eines regelmäßigen Runden Tisches der Präsi-
dentinnen und Präsidenten mit dem Steuerungsgremium der Konferenz zur Si-
cherstellung einer hinreichenden Einbeziehung der regionalen Parlamente mit 
Gesetzgebungsbefugnis an einer zielgerichteten Umsetzung der Konferenz so-
wie zur Begleitung des ergebnisoffenen Prozesses zu möglichen Vertragsän-
derungen. 

─ Einrichtung eines „Feedbackmechanismus“ in Form einer digitalen Plattform der 
regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefugnis und der die Konferenz aus-
richtenden Institutionen zur direkten Rückkopplung der Ergebnisse aus Dialo-
gen und Bürgerforen in den Regionen und einer Bewertung derselben durch die 
die Konferenz ausrichtenden Institutionen. 

─ Im Kontext eines ergebnisoffenen Prozesses in der Konferenz zur Zukunft Eu-
ropas, an dessen Ende möglicherweise Vertragsänderungen stehen, wären ent-
sprechend eine Verlängerung der 8-Wochen-Frist für die Subsidiaritätsprüfung 
auf 12 Wochen sowie eine Absenkung des Quorums der „gelben Karte“ im Rah-
men des Subsidiaritätsfrühwarnsystems zu verankern. 

7. Die Präsidentinnen und Präsidenten fordern seit vielen Jahren, dass die Kompeten-
zen und besonderen Möglichkeiten der Regionalparlamente mit Gesetzgebungsbe-
fugnissen insbesondere im Interesse einer größeren Akzeptanz bei den Bürgerinnen 
und Bürgern in die Gestaltung der Politik der Europäischen Union intensiver einflie-
ßen. Sie bekräftigen daher im Zusammenhang mit dieser Erklärung ihre bereits vor-
gebrachten Anliegen aus der „Brüsseler Erklärung“ vom Januar 2019 sowie der „Re-
solution zur deutschen Ratspräsidentschaft“ vom Juni 2019, an deren Umsetzung 
über die Konferenz hinaus weitergearbeitet werden muss, erneut.“ 

Der Landtag schließt sich dieser Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der 
deutschen und österreichischen Landesparlamente sowie des Südtiroler Landtags un-
ter Beteiligung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens aus-
drücklich an. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 


